
Öffentliche Entscheidung gemäß BImSchG 
hier:  KLAR GmbH, Ostmerheimer Straße 555, 51109 Köln 

 
Bezirksregierung Köln 
Az.: 53-2024-0033756 
 
 
Gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG und § 21a der Neunten Verordnung zur Durchführung 

des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das 

Genehmigungsverfahren – 9. BImSchV) in den zurzeit geltenden Fassungen wird 

hiermit nachfolgende Entscheidung öffentlich bekannt gegeben: 

 

I. Tenor: 
Auf Antrag der KLAR GmbH, Ostmerheimer Straße 555, in 51109 Köln 
ergeht nach Durchführung des Genehmigungsverfahrens nach dem 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) i. V. m. der Verordnung über 
das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) folgende Entscheidung:  
Gemäß §§ 4, 6 und 8 BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 1 b) der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie der 
Nr. 8.1.1.3 i. V. m. den Nrn. 8.10.2.1 und 8.12.2 des Anhangs 1 dieser 
Verordnung wird der  

KLAR GmbH 
auf ihren Antrag vom 21. März 2025 die 1. Teilgenehmigung zur 
Errichtung einer Klärschlammverwertungsanlage (KVA) auf dem 
Werksgelände in 50769 Köln, Merkenicher Hauptstraße 2, Gemarkung 
Worringen, Flur 89, Flurstück 972 erteilt. Die maximale 
Durchsatzleistung der Anlage beträgt 20 Mg Originalsubstanz (OS) 
Klärschlamm pro Stunde. Die maximale Kapazität der 
Klärschlammtrockner beträgt 480 Mg OS pro Tag. Insgesamt können 
10.460 Mg OS Klärschlamm im Anliefer- und Stapelbunker der 
Klärschlammverwertungsanlage gelagert werden. Die 
1. Teilgenehmigung umfasst insbesondere die 

 Baufeldvorbereitung, 
 Errichtung der Fundamente der Gebäude inkl. 

Kaminfundamente, 



 Errichtung der Gebäude der Mechanischen 
Schlammentwässerung (MSE) und der 
Klärschlammverwertungsanlage sowie 

 Erstellung der verfahrenstechnischen Anlagen.  
 

Die Errichtung der Mechanischen Schlammentwässerung und der 
Klärschlammverwertungsanlage ist nur zulässig, wenn die in 
Kapitel 6.2, 6.3, 6.4.1 der Geräuschimmissionsprognose der Müller-
BBM Industry Solutions GmbH, Prüfbericht Nr. M176939/05, vom 
10.03.2025 konkretisierten Anforderungen und Maßnahmen, sowie der 
in Kapitel 6.4.2 dieser Prognose angegebene Hinweis bezüglich der 
Schalldämmmaße ordnungsgemäß und vollständig umgesetzt werden.  

 
Gemäß § 13 BImSchG schließt die vorliegende Genehmigung folgende 
behördliche Entscheidungen ein:  

 Genehmigung nach § 57 des Landeswassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LWG) für den Bau einer Abwasser-
behandlungsanlage (Brüdenkondensataufbereitungsanlage) 

 Genehmigung nach § 7 der ordnungsbehördlichen 
Verordnung zum Schutz der Deiche und sonstigen 
Hochwasserschutzanlagen an den Gewässern erster Ordnung 
und zweiter Ordnung und jeweils deren Rückstaubereichen im 
Regierungsbezirk Köln – Deichschutzverordnung (DSchVO) – 
für die Deichquerung durch die Schlammleitung vom Hafen 
Niehl 2 zum Klärschlammbunker der KVA   

 Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 WHG i. V. m. § 42 der 
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) für 

• den Klärschlammstapelbunker mit einer Lagerkapazität 
von 8.640 m³ (ca. 9.500 t) Klärschlamm,   

• den Ammoniakwasserbehälter mit einer Kapazität von 
25 m³ inklusive der benötigten Leitungsinstallationen, 
sowie 



• die Verladeeinrichtung bezogen auf die Stoffe Diesel und 
Ammoniakwasser (<24,9 %) 

 Baugenehmigung gemäß § 60 Bauordnung (BauO) NRW 
 Erlaubnis gemäß § 7 Abs. 2 der Baumschutzsatzung der Stadt 

Köln zum Entfernen von zwei Platanen (Baumnummern 00268 
und 511769) auf dem Grundstück Merkenicher Hauptstr. 2, 
50769 Köln 

 Erlaubnis gemäß § 18 Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV) für die Aufstellung der Dampfkesselanlage 

 
Ungeachtet der grundsätzlichen Einhaltung der Abstandsflächen nach 
§ 6 BauO NRW werden gemäß § 6 Abs. 10 BauO NRW geringere 
Abstandsflächen gestattet (Abweichung § 6 Abs. 3 BauO NRW i. V. m. 
§ 6 Abs. 5 BauO NRW). Aufgrund der geringen Überschneidung der 
Abstandsflächen wird der Abweichung zugestimmt. Die Schutzziele des 
§ 6 BauO NRW sind gewahrt. 
Gebäudetrennwände, Pfeiler, Stützen und Decken entsprechen den 
Bestimmungen zum Baulichen Brandschutz gemäß §§ 27 - 32 BauO 
NRW und es werden folgende Abweichungen nach § 69 BauO NRW 
zugelassen:  

 § 30 Abs. 2 BauO NRW – Verzicht auf Ausführung einer inneren 
Brandwand  

 § 31 Abs. 4 BauO NRW – Öffnungsabschluss in 
Geschossdecke ohne Feuerwiderstand  

 Nr. 5.5 der Muster-Industriebau-Richtlinie (MIndBauRl) – 
Abweichende Ausführung (Grundfläche/Anordnung) der 
Einbauten 

 Nr. 5.6.2 der MIndBauRl – Räume mit mehr als 200 m² mit 
lediglich einem Ausgang  

 Nr. 5.7 der MIndBauRl – Räume mit mehr als 200 m² ohne 
Maßnahmen zur Rauchableitung  

 Nr. 6.2 der MIndBauRl – Überschreitung der 
Brandabschnittsfläche  



 Nr. 5.10.2 der MIndBauRl – Verzicht auf Überdachführung der 
Brandwand  

 § 146 der Verordnung über Bau und Betrieb von Sonderbauten 
(SBauVO) – unmittelbarer Zugang aus einem notwendigen 
Treppenraum zu einem elektrischen Betriebsraum 

 
Die Eignungsfeststellungen ergehen nur unter den Voraussetzungen, 
dass 

 die Anforderungen an die Feststellung der Eignung des 
Klärschlammstapelbunkers gemäß der gutachterlichen 
Stellungnahme der ZALFEN Ingenieurdienstleistung vom 
11.03.2025 und 

 die durch das AwSV-Gutachten zum Ammoniakwasserbehälter 
und zur Verladeeinrichtung, Projekt Nr.: WY 25 F0031, vom 
19.11.2025 konkretisierten Anforderungen  

vollumfänglich berücksichtigt und ordnungsgemäß umgesetzt werden.  
 

Die Antragsunterlagen sind Bestandteil dieses Genehmigungs-
bescheides und maßgebend für die Errichtung und den Betrieb der 
Anlage, soweit nicht durch die unter Ziffer 5 aufgeführten 
Nebenbestimmungen eine andere Regelung getroffen wird.  

 
Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach 
Rechtskraft dieses Bescheides mit der Errichtung der 
Klärschlammverwertungsanlage begonnen wurde. Die Frist kann aus 
wichtigem Grund auf Antrag verlängert werden. 
Die Erlaubnis gemäß § 7 Abs. 2 der Baumschutzsatzung der Stadt Köln 
zum Entfernen von zwei Platanen (Baumnummern 00268 und 511769) 
auf dem Grundstück Merkenicher Hauptstr. 2, 50769 Köln erlischt, wenn 
nicht innerhalb von einem Jahr nach Bekanntgabe dieses Bescheids 
mit der Fällung begonnen wurde. Die Frist kann auf Antrag verlängert 
werden.  

 
 



II. Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage beim 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, 48143 Münster erhoben 

werden.   

 

Der Genehmigungsbescheid (einschließlich Nebenbestimmungen, Begründung und 

der in Bezug genommen Antragsunterlagen) liegt in der Zeit vom: 

   24.02.2026 bis einschließlich 09.03.2026 

an den nachfolgend aufgeführten Stellen und zu folgenden Zeiten zur Einsicht aus. 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit 

zur Verfügung gestellt zu bekommen.   

 

a) Bezirksregierung Köln 
Zeughausstraße 2-8 
50667 Köln  
Dezernat 53, Zimmer K1 
Mo – Fr:  09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
Di – Do:  13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 

Nach Rücksprache sind auch Termine außerhalb der oben genannten Zeiten möglich. 

Um eine vorherige Terminabsprache wird gebeten. Ansprechpartner sind: 

 Herr Philipp Roth; Telefon: 0221 147-3170 

 Herr Stefan Rygol; Telefon: 0221 147-3494  

 Frau Kristina Klaiber; Telefon: 0221 147-2978 

 Herr Klaus Krummenauer; Telefon: 0221 147-4266  

 Genehmigungsverfahrensstelle; verfahrensstelle@brk.nrw.de      

 
b) Stadt Köln, Umwelt- und Verbraucherschutzamt  

Stadthaus Deutz - Westgebäude, Zimmer 07 E 22  
Willy-Brandt-Platz 2 
50679 Köln 
Mo, Di, Do:  8.00 - 16.00 Uhr 
Mi, Fr:   8.00 - 12.00 Uhr. 

Um eine vorherige Terminabsprache unter 0221 221-24391 wird gebeten. 

 



c) Stadt Leverkusen 
Hauptstr. 101 
51373 Leverkusen 
Fachbereich Bauaufsicht, Elberfelder Haus,  
Block A, 2. OG, Raum 212: 
Mo – Do:  08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

                          13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Fr:            09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Um eine vorherige Terminvereinbarung unter „63@stadt.leverkusen.de“ bzw. 

telefonisch bei Herrn Patric Traichel, Tel. 0241/406-6315 wird gebeten. 

 

Mit Ende der Auslegung gilt der Genehmigungsbescheid, auch gegenüber Dritten, die 

keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt (siehe 

II. Rechtsbehelfsbelehrung). 

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf der Klagefrist von den 

Personen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich oder elektronisch bei der 

Bezirksregierung Köln, 50606 Köln oder poststelle@bezreg-koeln.nrw.de unter 

Angabe des o. g. Aktenzeichens (Az.) angefordert werden. 

 

Da eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wurde, wird der Bescheid gemäß 

§ 21a Abs. 2 Satz 3 und 4 der 9. BImSchV auch auf der Internetseite https://www.uvp-

verbund.de verfügbar gemacht. 

 

Köln, den 23.02.2026 

Im Auftrag  

 

gez. Sebastian Schroiff 

 

 

 
 


